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Verweigerung
ist ein Menschenrecht

D
ie Grenzen nach Russland
und Weißrussland sind bei-
nahe vollständig geschlos-
sen: Direkten Flugverkehr
in die Europäische Union

gibt es schon lange nicht mehr. Züge
haben den Betrieb eingestellt, die Fähre
von Stockholm nach St. Petersburg fuhr
schon vor Corona nicht mehr. Nur noch
auf wenigen Wegen können Menschen
aus diesen Ländern die EU betreten,
zumeist müssen sie über Drittstaaten
reisen. Und das ist, alles in allem, auch
gut so. Der grausame russische Angriffs-
krieg in der Ukraine macht ein derarti-
ges Vorgehen geradezu zum Muss: Auch
der normale Bürger in Russland muss
spüren, dass der Westen für sein Land
derzeit nur Verachtung übrig hat.

Allerdings: Es gibt eine Ausnahme.
Wer sich bewusst gegen den Krieg und
das Putin-Regime entscheidet, wer nicht
zur russischen Armee eingezogen wer-
den will, wer sein eigenes Leben vor
Marschflugkörpern und Granaten schüt-
zen will, sollte uns willkommen sein.
Wer den Kriegsdienst verweigert, sollte
Anspruch auf politisches Asyl in der EU
haben. Immerhin wurde das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung 1987 von der
UN-Vollversammlung als Menschen-
recht anerkannt. Was freilich nieman-
dem etwas nutzt, solange er das Recht
nicht wahrnehmen kann. Und sowohl in

Russland als auch in der Ukraine drohen
Kriegsdienstverweigerern derzeit harte
Strafen.

Das bringt besonders jene in Schwie-
rigkeiten, die schon vor dem Erhalt eines
Einberufungsbescheids geflohen sind.
Sie werden nach Auskunft der Men-
schenrechtsorganisation Connection,
die etwa während der Kriege am Golf
fahnenflüchtige amerikanische Soldaten
beriet und sich nun um Kriegsdienst-
verweigerer aus Russland und der Ukra-
ine kümmert, derzeit nicht als Asylbe-
werber anerkannt.

Das sollte sich zügig ändern: Denn
wer den Bescheid erhalten hat, hat noch

weniger Chancen, das Land zu verlassen
und sich der Einberufung zu entziehen
als jene, die noch auf ihre Einberufung
warten. Deswegen wäre es gut und rich-
tig, wenn es für Menschen, die glaub-
würdig vorbringen, keinen Dienst an der
Waffe leisten zu wollen, großzügige Vi-
saregeln geben würde. Wer sich in
Europa aufhält, der kämpft nicht an der
Front und trägt auf seine Weise dazu
bei, dass Russland der Krieg ein kleines
bisschen schwerer fällt.

Und die Ukrainer? Nimmt man das
Recht auf Kriegsdienstverweigerung
ernst, muss es auch für Menschen gel-

ten, die ihr Land nicht gegen Russland
verteidigen wollen. So richtig und drin-
gend nötig die Waffenlieferungen sind,
so sehr das Land militärisch unterstützt
werden muss, so sehr gilt eben auch:
Auch ukrainische Männer sollten das
Recht haben, den Dienst mit der Waffe
verweigern zu dürfen. Auch sie sollten
Zuflucht in Europa finden können, und
zwar ohne vorher Bestechungsgelder
zahlen zu müssen oder auf abenteuerli-
che Weise eine EU-Grenze zu überque-
ren.

Angesichts der großen Entschlossen-
heit, mit der die überwiegende Mehrzahl
der Ukrainer ihr Land verteidigt, sollte
die kleine Minderheit, die das betrifft,
ohnehin nicht ins Gewicht fallen. Zumal
das Land bekanntlich in die Europäische
Union strebt – und das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung auch in der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention ver-
ankert ist.

Das Menschenrecht auf Kriegsdienst-
verweigerung jedenfalls hat es verdient,
in Deutschland ernster genommen zu
werden. Denn heute geht es dabei nicht
mehr nur darum, dass man als 18-jähri-
ger Abiturient in den 80er- und 90er-Jah-
ren des 20. Jahrhunderts nicht zur Bun-
deswehr wollte und lieber Zivildienst
leistete. Für Menschen in der unmittel-
baren Nachbarschaft Europas kann es
vielmehr eine Entscheidung über Leben
und Tod sein, wie und ob ihr Recht, den
Dienst mit der Waffe zu verweigern, von
Deutschland und den übrigen Mitglieds-
staaten der Europäischen Union ganz
praktisch anerkannt wird.

Benjamin Lassiwe
über Kriegsdienstgegner

politik@weser-kurier.de

Sowohl in Russland als auch
in der Ukraine drohen

Verweigerern harte Strafen.

In Russland wie in der Ukraine versuchen junge Männer, nach der Einberufung dem Kriegsdienst zu entgehen.
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Nürnberger Zeitung
über den Haushaltsentwurf

Augsburger Allgemeine
über den Arbeitsmarkt

Mitteldeutsche Zeitung
über die Automobilmesse

„Das Problem ist die Auflösung
des Investitionsstaus“

„Mit dem Bürgergeld übertreibt
es die Ampelkoalition“

„Diese neuen Konkurrenten sind
direkt in die E-Mobilität gestartet“

D as eigentliche Problem dieses Landes
ist weniger die Einhaltung der Schul-

denbremse. Das wird der Bundesregierung
mit einigen Kunstgriffen gelingen. Das
Problem ist die Auflösung des Investitions-
staus. Es ist wohlfeil, die Investitionen in
Zeiten der Rezession als nominell zu gering
zu kritisieren. Es zeigt sich aber immer
wieder, dass Geld allein nicht hilft, wenn
zu wenige Menschen da sind, die es ver-
bauen könnten, und zu viele, die in der
Politik, in Ämtern, Behörden und Bürgerin-
itiativen die Umsetzung wenn nicht ver-
hindern, so doch verzögern. Um diese bei-
den Hürden zu beseitigen, sind Maßnah-
men nötig, die nicht in erster Linie durch
einen Bundeshaushalt gefördert oder be-
hindert werden. Dazu bedarf es eines Um-
denkens in der Gesellschaft.

Aus der Armut führen vor allem zwei
Wege: Bildung und Arbeit. Der Druck,

sich eine Arbeit zu suchen, allerdings
schwindet in dem Maße, in dem die staatli-
che Fürsorge zunimmt. Natürlich müssen
deren Regelsätze steigen, wenn die Preise
steigen, zumal wenn sie das so stark tun
wie im Moment. Mit dem Bürgergeld aber
übertreibt es die Ampelkoalition. Schon
bei seiner Einführung Anfang des Jahres
hat sie den monatlichen Satz für einen
Alleinstehenden gegenüber dem alten
Hartz-IV-Tarif um 11,8 Prozent auf 502
Euro angehoben. Nun verspricht Arbeits-
minister Hubertus Heil für das kommende
Jahr noch einmal eine Erhöhung um zwölf
Prozent auf 560 Euro – also weit über dem,
was normale Beschäftigte gerade an Lohn-
und Gehaltssteigerungen erhalten.

So zeigt die Messe nicht wie früher den
Vorsprung, sondern vor allem den enor-

men Zugzwang, unter dem Deutschlands
wichtigste Industriebranche steht. Fairer-
weise muss man sagen: Das gilt für alle
traditionellen Autohersteller. (...) alle sehen
buchstäblich alt aus neben Tesla oder BYD.
Diese neuen Konkurrenten sind direkt in
die Elektromobilität gestartet. Ein Ver-
brennererbe in Form von Maschinen und
tausenden Mitarbeitern haben sie nicht,
Transformation brauchen sie nicht. So ist
es zwar oft berechtigt, aber immer auch ein
bisschen billig, der Autoindustrie die Dauer
dieser Transformation vorzuwerfen.

Die Kunden sollen
entscheiden

Ein Fremder
im Politikbetrieb

P auschalen sind eine zweischneidige
Sache. Man kennt das aus der Gastro-
nomie, wenn etwa bei Feiern pro

Gast für Essen und Trinken ein fester Be-
trag genommen wird. Jeder Wirt wird das
so kalkulieren, dass er dabei nicht zusetzt,
auch wenn der Gast häufiger zum Glas
greift.

Pauschalen können also tendenziell teu-
rer ausfallen. Andererseits weiß der Gast-
geber im Voraus, was ihn die Feier kosten
wird. Dass solche Pauschalen angeboten
werden, bedeutet jedenfalls, dass die Kun-
den sie akzeptieren.

Künftig könnte der Festpreis auch für die
Taxifahrt beispielsweise von einer Feier
nach Hause gelten. So wollen es die Taxi-
unternehmer anbieten, und der Politik
sollte es leichtfallen, den Antrag durchzu-
winken, solange am Ende die Kunden ent-
scheiden können, welche Regelung sie für
ihre Fahrt wollen. Sollten Festpreise nicht
funktionieren, dürften die Taxianbieter
zudem die Ersten sein, die sie wieder ab-
schaffen möchten.

D er Abschied auf Raten ist vollzogen
– Carsten Meyer-Heder verzichtet
nach seinem Rückzug aus der Bür-

gerschaft auch auf den Landesvorsitz der
CDU. Mit dieser Entscheidung geht eine
ebenso kurze wie bemerkenswerte politi-
sche Karriere zu Ende. Als Seiteneinsteiger
setzte der Internet-Unternehmer die Aura
des erfolgreichen Geschäftsmanns clever
ein, mit ihm an der Spitze landeten die
Christdemokraten bei der Bürgerschafts-
wahl 2019 erstmals auf Platz eins.

Die Führungsrolle, die ihm dadurch in
der CDU zufiel, konnte oder wollte Meyer-
Heder allerdings nicht ausfüllen. Auf
Schritt und Tritt sah man ihm an, wie sehr
er mit dem Politikbetrieb fremdelte, so-
wohl im Parlament wie in der Partei. Wich-
tige programmatische oder personalpoliti-
sche Weichenstellungen sind mit seinem
Namen nicht verbunden. In die Geschichte
der Bremer CDU hat sich der scheidende
Vorsitzende gleichwohl eingeschrieben. Er
hat ihr gezeigt, dass sie zu Siegen fähig ist.
Das ist Carsten Meyer-Heders politisches
Vermächtnis.

timo.thalmann@weser-kurier.de

juergen.theiner@weser-kurier.de

Timo Thalmann
über Taxi-Festpreise

Jürgen Theiner
über Carsten Meyer-Heder
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